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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drudisache IV/498 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache - Az. 4/61 - des 
Julius Schuster, Stuttgart, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
30. September 1961 Einspruch eingelegt und ihn 
in diesem Schreiben begründet. 

Er behauptet, 

durch Wahlver Sprechungen, die nach erfolgter 
Wahl nicht eingehalten worden seien, seien die 
Wähler getäuscht worden. 

Er trägt vor, 

die Deutsche Volkspartei habe in zahlreichen 
Versammlungen und Rundfunkreden erklärt, sie 
werde nie eine Koalition mit der CDU unter Bun- 
deskanzler Adenauer eingehen; ebensowenig 
werde sie eine Regierung mit der SPD bilden. 
Die CDU habe ebenfalls in Versammlungen und 
über den Rundfunk erklärt, sie werde nie mit der 
SPD eine Regierung bilden. Nach der Wahl habe 
jedoch die CDU Verhandlungen mit der SPD über 
eine Regierungsbildung geführt. 

Schließlich habe auch die SPD ihren Wählern ver- 
sprochen, niemals einer Regierung unter der Füh- 
rung Bundeskanzler Adenauers ihr Vertrauen 
auszusprechen. 

Er vertritt die Auffassung, 

durch diese Wahlversprechungen, die nach er- 
folgter Wahl nicht eingehalten worden seien, 
seien Hunderttausende von Wählern getäuscht 
worden und hätten ihre Stimmen anders abgege- 
ben, wenn sie gewußt hätten, daß die abgegebe- 
nen Versprechungen nur Wahlmanöver darstell- 
ten. Seiner Meinung nach widerspreche es der 
Verfassung, wenn sich die Parteien nicht an ihre 
Wahl Versprechungen hielten. 

Er beantragt, 

die Bundestagswahl insgesamt für ungültig zu 
erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat bei der Vorprü- 
fung des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer 
und den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes 
am Verfahren von Amts wegen Beteiligten nahe- 


gelegt, auf die Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung zu verzichten. 

Dieser Verzicht wurde von allen Beteiligten er- 
klärt. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und vom Einspruchs- 
führer begründet worden. 

Der Einspruch ist zwar zulässig, aber nicht begrün- 
det. 

Es mag sein, daß einzelne Parteien oder Parteifüh- 
rer im Wahlkampf Erklärungen in dem vom Ein- 
spruchsführer behaupteten Sinn abgegeben haben. 
Aus einer Nichteinhaltung dieser „Versprechen" 
kann jedoch der Einspruch nicht begründet werden. 

Es kann dahingestellt bleiben, wieweit die einzel- 
nen Politiker verbindliche Erklärungen für ihre Par- 
tei nach der Wahl überhaupt abgeben konnten. Für 
die hier zu entscheidende Frage ist das unerheblich. 
Nach Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes 
sind die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Wei- 
sungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen un- 
terworfen. 

Daraus ergibt sich, daß die Abgeordneten auch nicht 
an Aufträge einzelner Wähler oder Wählergruppen 
gebunden sind; sie haben vielmehr ein sogenanntes 
freies Mandat. Aus diesem Grunde sind sie auch 
nicht an Zusagen gebunden, die sie selbst vor der 
Wahl den Wählern gegenüber gemacht haben. Eine 
Bindung an diese Zusagen kann selbst dann nicht 
bejaht werden, wenn die Wähler von einem be- 
stimmten Programm ausgegangen sind und unter 
diesem Gesichtspunkt ihre Wahlentscheidung ge- 
troffen haben. 

Für den sich getäuscht fühlenden Wähler besteht 
daher lediglich eine Korrekturmöglichkeit bei der 
nachfolgenden Wahl. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß des Beschlusses unter den 
in § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes an- 
gegebenen Voraussetzungen möglich. 
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